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Verkündet am:

29. Juli 2020

gez. 
Justizbeschäftigte als 
Urkunds­beamtin der 
Geschäftsstelle

VERWALTUNGSGERICHT 

NEUSTADT AN DER WEIN RASSE 
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DGB �echtsechutz GmbH Buro LudWigshafen 

IM NAMEN DES VOLK 
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In dem Verwaltungsrechtsstreit

. , ./, 1 
- Kläger - �

Prozessbevollmächtigter: DGB Rechtsschutz GmbH, Büro Ludwigshafen,
Ludwigsplatz 1, 67059 Ludwigshafen, 

g e g e n

w e g e n  dienstlicher Beurteilung
hier: 15.08.2019 

- Beklagter -

hat die 1. Kammer des Verwaltungsgerichts Neustadt an der Weinstraße aufgrund
der mündlichen Verhandlung vom 29. Juli 2020, an der teilgenommen haben 

für Recht erkannt:
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Der Beklagte wird unter Aufhebung der dienstlichen Beurteilung vom 
15. August 2019 und des Widerspruchsbescheides vom 9. März 2020
verurteilt, den Kläger unter Beachtung der Rechtsauffassung des Ge­
richts für den Beurteilungszeitraum vom 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2019
neu zu beurteilen.

Die Kosten des Verfahrens trägt der Beklagte. 

Das Urteil ist wegen der Kosten vorläufig vollstreckbar. 
Der Beklagte darf die Vollstreckung durch Sicherheitsleistung oder 
Hinterlegung in Höhe der festzusetzenden Kosten abwenden, wenn 
nicht die Gegenseite vor der Vollstreckung Sicherheit in gleicher Höhe 
leistet. 

Tatbestand 

Der Kläger wendet sich gegen seine dienstliche Beurteilung (Regelbeurteilung) vom 

15. August 2019 betreffend den Beurteilungszeitraum vom 1. Juli 2017 bis 

30. Juni 2019 (24 Monate).

Er steht als Beamter auf Lebenszeit im Amt eines Justizvollzugsinspektors (JVI), 

Besoldungsgruppe A9, im Dienst des Beklagten und ist bei der Justizvollzugsanstalt 

(JVA) ...... als Abteilungsbeamter beschäftigt. Seine Ernennung zum JVI erfolgte 

mit Wirkung zum 1. Mai 2006. 

Der Kläger ist seit dem 30. März 2017 - wie auch schon von 2001 bis 2009 - Per­

sonalratsvorsitzender bei der JVA ... und seit dem 7. April 2017 zu 80 % von seiner 

dienstlichen Tätigkeit freigestellt. Aufgrund der 80%igen Freistellung leis­et er 

seinen Dienst als Wochenend- und Feiertagsdienst im Umfang von 77 Stunden 

jährlich. 

Neben seiner Personalratstätigkeit ist er langjähriges Mitglied des Hauptpersonal­

rates sowie kommunalpolitisch tätig. So war er im hier streitgegenständlichen 

Beur­teilungszeitraum bis zum 31. Dezember 2017 ehrenamtlicher 

Beigeordneterder bis zum 1. Januar 2018 existierenden Verbandsgemeinde  mit 

einem eigenen Dezernat (...). Weiterhin ist er auch Gemeinderatsmitglied 

seiner Wohnartgemeinde .... 
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- kaum ausgeprägt,

wobei die Bewertung der Leistungs-, Eignungs- und Befähigungsmerkmale im An­

kreuzverfahren zu erfolgen hat. 

Nach Nr. 6.3 BeurteilungsW soll die Beurteilung ein differenziertes 

Leistungsbild zeichnen und dabei die Stärken der oder des zu Beurteilenden her­

ausarbeiten sowie die Bereiche erkennen lassen, in denen eine Verbesserung er­

folgen soll. Nach Nr. 7.2 BeurteilungsW dürfen sich eine Teilzeitbeschäftigung, El­

ternzeit, eine Beurlaubung oder eine Freistellung nicht nachteilig auf die Beurteilung 

auswirken. Zeiten, in denen aus diesen Gründen keine einer Beurteilung zugängli­

che dienstliche Leistung erbracht wird, dürfen bei der Beurteilung nicht zulasten der 

oder des zu Beurteilenden berücksichtigt werden. Nach Nr. 2.3 BeurteilungsW ist 

im Falle einer Elternzeit ohne Dienstbezüge, Beurlaubung oder Freistellung von der 

dienstlichen Tätigkeit eine Regelbeurteilung nur zu erstellen, wenn im Beurteilungs­

zeitraum mehr als sechs Monate Dienst verrichtet und für diesen Zeitraum keine 

Beurteilung aus besonderem Anlass gefertigt wurde. 

Der Kläger wurde mit der streitgegenständlichen Regelbeurteilung vom 

15. August 2019 für den Beurteilungszeitraum vom 1. Juli 2017 bis 30. Juni 2019 

durch die Leiterin der JVA ..., Frau B. als der nach Nr. 5.1 BeurteilungsW 

zuständigen Beurteilerin mit der Gesamtbeurteilung „durchschnittlich mit Tendenz 

zu überdurchschnittlich A 9.3.1 " bewertet.

In den in dieser Regelbeurteilung bewerteten 57 Einzelmerkmalen vergab die Beur­

teilerin 22 Mal die Bewertung „stärker ausgeprägt", 33 Mal die Bewertung „normal 

ausgeprägt" und 2 Mal die Bewertung „weniger ausgeprägt", wobei sich diese Be­

wertungen im Einzelnen wie folgt verteilten: 

Im Merkmal„ 1 Die Beamtin oder der Beamte im Gesamtgefüge des Justizvollzuges" 

vergab die Beurteilerin von den dort zu bewertenden neun Einzelmerkmalen einmal 

den Ausprägungsgrad „stärker ausgeprägt" (Nr. 1.2 Sicherheitsorientierung), sechs 

Mal den Ausprägungsgrad „normal ausgeprägt" (Nr. 1.1 Behandlungsorientierung; 

Nr. 1.3 Pflichtbewusstes und verantwortungsvolles Handeln [Zuverlässigkeit]; 

Nr. 1.5 Durchhaltevermögen; Nr. 1.6.1 Einsatzbereitschaft/Leistungsbereitschaft im 

Dienst allgemein; Nr. 1.7 vielfältige Einsetzbarkeit) und zwei Mal den Ausprägungs-
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Rechtsmittelbelehrung 

Die Beteiligten können innerhalb eines Monats nach Zustellung des Urteils die
Zulassung der Berufung durch das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz be­
antragen. Dabei müssen sie sich durch einen Rechtsanwalt oder eine sonstige nach
Maßgabe des § 67 VwGO vertretungsbefugte Person oder Organisation vertreten
lassen. 
Der Antrag ist bei dem Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße, Robert­
Stolz-Straße 20, 67433 Neustadt, schriftlich oder nach Maßgabe des§ 55a VwGO
als elektronisches Dokument zu stellen. Er muss das angefochtene Urteil bezeich­
nen. 
Innerhalb von zwei Monaten nach Zustellung des Urteils sind die Gründe darzule­
gen, aus denen die Berufung zuzulassen ist. Die Begründung ist, soweit sie nicht
bereits mit dem Antrag vorgelegt worden ist, bei dem Oberverwaltungsgericht
Rheinland-Pfalz, Deinhardpassage 1, 56068 Koblenz, schriftlich oder nach Maß­
g�be des § 55a VwGO als elektronisches Dokument einzureichen. 

1 

Die Berufung kann nur zugelassen werden, wenn
e�nstliche Zweifel an der Richtigkeit des Urteils bestehen,
di� Rechtssache besondere tatsächliche oder rechtliche Schwierigkeiten aufweist,
di� Rechtssache grundsätzliche Bedeutung hat,
d�s Urteil von einer Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts, des Bundesver­
wkltungsgerichts, des gemeinsamen Senats der obersten Gerichtshöfe des Bundes
o�er des Bundesverfassungsgerichts abweicht und auf dieser Abweichung beruht
oder 
ein der Beurteilung des Berufungsgerichts unterliegender Verfahrensmangel gel­
tend gemacht wird und vorliegt, auf dem die Entscheidung beruhen kann. 

gez. ....

RVG ....ist wegen Urlaubs 
an der Beifü­gung ihrer 
Unterschrift ge­hindert. 

gez. ....
gez. 
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Beschluss 

Der Wert des Streitgegenstandes wird auf 5.000,00 € festgesetzt (§§ 52 Abs. 2, 
63 Abs. 2 GKG). 

Gegen die Festsetzung des Streitwertes steht den Beteiligten und den sonst von 
der Entscheidung Betroffenen nach Maßgabe des § 68 Abs. 1 GKG die Be­
schwerde an das Oberverwaltungsgericht Rheinland-Pfalz zu, wenn der Wert des 
Beschwerdegegenstands 200,00 € übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zu­
gelassen hat. 

Die Beschwerde ist nur zulässig, wenn sie innerhalb von sechs Monaten, nach­
dem die Entscheidung zur Hauptsache Rechtskraft erlangt oder das Verfahren sich 
anderweitig erledigt hat, eingelegt wird; ist der Streitwert später als einen Monat vor 
Ablauf dieser Frist festgesetzt worden, so kann sie noch innerhalb eines Monats 
nach Zustellung oder formloser Mitteilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt 
werden. 

Die Beschwerde ist bei dem Verwaltungsgericht Neustadt an der Weinstraße, 
Robert-Stolz-Str. 20, 67 433 Neustadt, schriftlich, nach Maßgabe des § 55a VwGO 
als elektronisches Dokument oder zu Protokoll der Geschäftsstelle einzulegen. 
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 J ustizbeschäftigte 

als Urkundsbeamtin der Geschäftsstelle 






